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Stephan Oertel (oer) 04281/945-235
Lutz Hilken (lh) 04281/945-236
Saskia Harscher (ha) 04281/945-237
Jakob Brandt (jab) 04281/945-290
K.Harder-von Fintel (kvf) 04281/945-720
landkreis@zevener-zeitung.de
selsingen@zevener-zeitung.de
tarmstedt@zevener-zeitung.de
sittensen@zevener-zeitung.de

ELM. Die Asphaltierungsarbei-
ten an der Bundesstraßen-Bau-
stelle zwischen Bremervörde
und Elm sind abgeschlossen.
Am Montag, 20. Januar, wer-
den die letzten Leitpfosten ein-
gebaut und die Fahrbahn wird
im Laufe des Tages wieder frei-
gegeben. Das teilte die Nieder-
sächsische Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr mit.
Die Markierung konnte nicht
mehr aufgebracht werden, die-
ses wird jedoch bis Ende März
nachgeholt. Da diese Arbeiten
stark wetterabhängig seien,
könne der Zeitraum allerdings
nicht genau bestimmt werden.

Für das Aufbringen der Mar-
kierung ist eine erneute Voll-
sperrung über zwei Tage erfor-
derlich. Über den genauen
Zeitraum will die Landesbe-
hörde informieren. Der Stader
Geschäftsbereich der Behörde
bittet alle Verkehrsteilnehmer,
Anwohner sowie Gewerbetrei-
bende um Verständnis.

Auch ein Termin für den Be-
ginn der Sanierungsarbeiten
auf dem zweiten Streckenab-
schnitt zwischen der Brücke
über den Oste-Schwinge-Kanal
und dem Ortseingang Bremer-
vörde stehe noch nicht fest, wie
Hans-Jürgen Haase, Leiter des
Geschäftsbereichs Stade, mit-
teilte. (nb)

Zwischen Elm und Bremervörde

B 74: Wieder
freie Fahrt
ab Montag

SOTTRUM. Beamte der Auto-
bahnpolizei Sittensen haben
Donnerstagabend einen 37-jäh-
rigen Fahrgast eines Flix-Bus-
ses in Gewahrsam genommen.
Der Mann hatte in stark alko-
holisiertem Zustand andere
Fahrgäste während der Fahrt
angepöbelt. Als ein neben dem
Randalierer sitzender Zeuge
beobachtete, dass er ein Messer
in einer Tasche bei sich führte,
griff er ein. Er schlug es ihm
aus der Hand und gab ihm eine
Ohrfeige. An der Rastanlage
Grundbergsee wurde der 37-
Jährige an die Polizei überge-
ben. Ein Alkoholtest zeigte
über drei Promille an.

Polizei nimmt ihn in Gewahrsam

Mann pöbelt
Busfahrgäste an

BOTHEL. Mit einem blauen Au-
ge ist ein 77-jähriger Mann am
Donnerstag nach einer telefo-
nischen Gewinnbenachrichti-
gung davongekommen. Unbe-
kannte Betrüger hatten ihm
von einem unerwarteten Ge-
winn von 47 000 Euro berich-
tet. Um die Summe ausgezahlt
zu bekommen, müsse er „nur“
eine Gebühr von einigen hun-
dert Euro zahlen. Dazu sollte
der Mann Guthabenkarten ei-
nes Onlinehändlers kaufen und
an einen Abholer übergeben.
Ein aufmerksamer Verkäufer
schöpfte Verdacht und infor-
mierte die Polizei.

Verkäufer schöpft Verdacht

Rentner fällt auf
Betrüger herein

Dr. Stephan Brune sprach in sei-
ner Begrüßung für die Ärzte von
einer angespannten Situation,
weil viele Mediziner am Ende ih-
rer Dienstzeit stünden. „Es gibt
große Schwierigkeiten, die Pra-
xen zu besetzen.“ Das werde in
den nächsten Jahren noch
schwieriger.
„Wir brauchen
mehr Ärzte und
mehr Medizin-
Studienplätze.“
Gleichzeitig, so
Brune, müsse
Bürokratie auf
allen Ebenen ab-
gebaut werden.

Auch Carola
Reimann (SPD),
niedersächsische
Ministerin für
Soziales, Ge-
sundheit und
Gleichstellung,
sprach von gro-
ßen Problemen in der Zukunft.
Ihr Beleg: Derzeit gebe es in Nie-
dersachsen 5150 Hausärzte mit
einem Durchschnittsalter von 54
Jahren.

Das bedeutet: In den nächsten
zehn bis 15 Jahren müsste für vie-
le Praxen eine Nachfolge gefun-
den werden, die es angesichts des
Ärztemangels rein rechnerisch
nicht gebe. Deswegen sprach sich
die Ministerin erneut für eine

Landarztquote im Medizinstudi-
um aus, wie es sie in Flächenlän-
dern wie Nordrhein-Westfalen be-
reits gebe.

Im Rahmen der Landarztquote
würden 7,6 Prozent der an den
Hochschulen in der Trägerschaft
des Landes verfügbaren Medizin-
studienplätze an Bewerber verge-
ben, die sich verpflichten, nach
dem Studium für zehn Jahre in ei-
ner unterversorgten oder von Un-
terversorgung bedrohten Region
hausärztlich tätig zu werden. Rei-
mann: „Ich möchte das sehr
schnell in Niedersachsen verwirk-
lichen.“ Allerdings gebe es noch
Widerstand vom Koalitionspart-
ner CDU.

Dass sich über die Probleme im
Gesundheitswesen auch mit ka-
barettistischer Würze reden lässt,
bewies Professor Josef Hecken,
Vorsitzender des gemeinsamen
Bundesausschusses für Ärzte und
Krankenkassen, in seiner launi-
gen Rede, die selbst Ärzte im Pu-
blikum zum Schenkelklopfen be-
wegte. Ziel seiner verbalen Pfeile

war insbesonde-
re Bundesge-
sundheitsminis-
ter Jens Spahn
(CDU). Der Mi-
nister ist bei vie-
len Gesetzesvor-
haben auf das
Votum des ge-
meinsamen Aus-
schusses von
Krankenkassen
und Ärzteschaft
angewiesen. He-
cken zu den vie-
len Gesetzesvor-
haben des Mi-
nisters: „Das

vergangene Jahr war im Gesund-
heitswesen durch hektischen Ak-
tionismus geprägt, weil die
Schlagzeile oft wichtiger war als
das Ergebnis.“

Der von Spahn eingeführte
ärztliche Bereitschaftsdienst über
die Telefonnummer 116-117
schaffe keinen einzigen Doktor
mehr, der Patienten behandle.
Stattdessen hätte er vom Minister
eine gemeinsame Initiative mit

den Ländern erwartet, um neue
Studienplätze zu schaffen. He-
cken: „Wir müssen dringend
mehr Mediziner an den Start
bringen, es kann nicht sein, dass
Söhne und
Töchter der Rei-
chen des Landes
in Budapest Me-
dizin studieren,
weil ihr Nume-
rus clausus in
Deutschland
nicht für eine
Zulassung
reicht.“

Das zweite
Ärgernis des Ge-
sundheitsmana-
gers betrifft die
Notfallversor-
gung in den Kli-
niken, die fast
überall und je-
derzeit ausge-
nutzt werde. He-
cken: „Mir
schwillt der
Kamm, wenn
ich höre, dass
Leute in der
Notfallversor-
gung sich die Ohren spülen las-
sen, weil sie nach Ägypten zum
Tauchurlaub fliegen wollen.“ Des-
wegen forderte er eine Neuorga-
nisation der Notfallversorgung
mit integrierten Notfallzentren
und eine bessere Vergütung der
Kliniken für tatsächliche Notfall-
patienten.

Anforderungen steigen
Das grundsätzliche Problem im
Gesundheitswesen betreffe die Fi-
nanzierung: Mit 387 Milliarden
Euro im Jahr seien die Gesund-
heitsausgaben des Landes deut-
lich höher als der gesamte Bun-
deshaushalt mit 336 Milliarden.
Die demografische Entwicklung
werde das Problem noch befeu-
ern, denn in zehn Jahren gebe es
in Deutschland drei Millionen
mehr Rentner, aber vier Millionen
weniger Erwerbstätige.

Das Problem: Weil Menschen
immer älter werden, steigen auch
die Anforderungen an die Medi-

zin, die ihrerseits immer fort-
schrittlicher und auch teurer wer-
de. Gepaart werde diese Proble-
matik mit dem Mangel an Pflege-
und Fachkräften in der Medizin.

Eine Lösung ist
schwierig, weil
die Interessenla-
ge so unter-
schiedlich sei.
Der Patient ver-
lange die für ihn
beste Medizin,
der Arzt verord-
ne das, was er
für gut und not-
wendig hält und
der Gesetzgeber
stehe vor dem
Problem der Un-
terfinanzierung.
Deshalb habe
der gemeinsame
Ausschuss bei-
spielsweise bei
den Verordnun-
gen einen res-
triktiven Weg
eingeschlagen.
Der Professor
bezweifelt, dass
eine von der

Kasse bezahlte Rückenschule auf
einem Kreuzfahrtschiff im Mittel-
meer medizinisch notwendig ist.
Hecken: „Nach dem Prinzip
müssten wir für Katholiken auch
eine Pilgerfahrt nach Lourdes von
der Krankenkasse bezahlen las-
sen.“

Ähnlich problematisch seien
die Zahlen der Krebsmedizin: 7,7
Prozent der Krebspatienten sei
noch in der letzten Woche vor
dem Tod eine neue Chemo ver-
ordnet worden, 15 Prozent wur-
den noch operiert und bei 33 Pro-
zent sei eine Computertomografie
veranlasst worden. Hecken stellte
die Frage: „Ist es das, was der Pa-
tient will, oder was die Vergütung
zulässt und die Klinik verdient?“

Dass Palliativpatienten nach
dem Tod in den Kliniken der Sarg
schnell verschlossen werde, damit
Ärzte nicht weiter an ihnen arbei-
ten, hält der Herr Professor aller-
dings für einen Scherz unter Me-
dizinern.

Ministerin will Landarztquote
Carola Reimann zu Gast beim Empfang von Kassenärztlicher Vereinigung und Ärztekammer

Von Wolfgang Stephan

STADE. Es wird immer schwieri-
ger, die medizinische Versorgung
auf dem Land zu gewährleisten:
Das war die große Sorge beim
Jahresempfang der Kassenärztli-
chen Vereinigung und Ärztekam-
mer in Stade. Zwei Zahlen ver-
deutlichen die Misere: Derzeit
sind in Niedersachsen 489 Haus-
arztstellen nicht besetzt, auch 70
niedergelassene Kinderärzte
werden gesucht. Und in naher
Zukunft schließen immer mehr
Praxen.

Die ärztliche Versorgung im ländlichen Raum bleibt schwierig – auch zwischen Elbe und Weser. Auf dem Empfang von Kassenärztlicher Vereinigung
und Ärztekammer in Stade wurden Lösungswege erörtert. Foto: Gambarini/dpa

Dr. Carola Reimann, niedersächsi-
sche Ministerin für Gesundheit und
Soziales, als Gastrednerin in Stade

»Mir ist es heute ein gro-
ßes Anliegen, für die
Landarztquote zu werben.
Es ist wichtig, dass wir bei
der ärztlichen Versorgung
nicht den ländlichen Raum
abhängen. Die Zahlen zei-
gen die Dringlichkeit, zu
handeln.«
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Dr. Stephan Brune, Sprecher der
Ärzte

»Wir brauchen mehr Ärz-
te und mehr Medizin-Stu-
dienplätze.«
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STADE. Berufsbildungsmodernisie-
rungsgesetz – unter diesem sperri-
gen Begriff sind zum 1. Januar
wesentliche Änderungen des Be-
rufsbildungsgesetzes (BBiG) in
Kraft getreten. Einige dieser Än-
derungen wirken sofort – auch
auf bereits bestehende Ausbil-
dungsverhältnisse, teilt die Indus-
trie- und Handelskammer (IHK)
Stade mit.

So ist ab jetzt auch erwachse-
nen Azubis bei wöchentlichem
Unterricht ein Berufsschultag von
mehr als fünf Unterrichtsstunden
mit der vollen täglichen Ausbil-
dungszeit anzurechnen, weitere
Schultage mit der Schulzeit ein-
schließlich Pausen. Blockunter-
richt mit mehr als 25 Unterrichts-
stunden pro Woche ist mit der
vollen wöchentlichen Arbeitszeit
anzurechnen. An einem Arbeits-
tag, der einer schriftlichen Ab-
schlussprüfung unmittelbar vor-
ausgeht, muss nun jeder Azubi
unter Anrechnung der täglichen
Arbeitszeit freigestellt werden.

Kaum eine Änderung wurde im
Vorfeld so kontrovers diskutiert
wie die Einführung einer Min-
destausbildungsvergütung. Für
die meisten IHK-Unternehmen
wird sich allerdings nichts än-
dern. Denn für Betriebe, die dem
Geltungsbereich eines Tarifver-
trags zugeordnet werden können,
ist weiterhin der einschlägige
Branchentarifvertrag maßgeblich.

Mindestvergütung
Für tarifgebundene Unternehmen
gilt der Branchentarif uneinge-
schränkt, nicht tarifgebundene
dürfen ihn um 20 Prozent unter-
schreiten, soweit dadurch nicht
die Mindestvergütung unter-
schritten wird. Die neue Mindest-
ausbildungsvergütung gilt in je-
dem Fall für alle Betriebe, für die
kein einschlägiger Branchentarif-
vertrag als Bemessungsgrundlage
existiert.

Außerdem gibt es Änderungen
zur Stärkung der höher qualifizie-
renden Berufsbildung. Hier ste-
chen die neu eingeführten Berufs-
bezeichnungen „Bachelor Profes-
sional“ und „Master Professional“
für die bisherigen Fortbildungs-
stufen „Meister/Fachwirt/Fach-
kaufmann“ und „(Techn.) Be-
triebswirt/Berufspädagoge“ her-
vor. Durch sie soll die Vergleich-
barkeit der höheren Berufsbil-
dung mit der akademischen Bil-
dung deutlich gemacht werden.
Allerdings kommt diese Ände-
rung nicht sofort zum Tragen. Zu-
nächst müssen noch die Prü-
fungsordnungen geändert wer-
den. www.stade.ihk24.de

IHK Stade informiert

Änderungen
bei der
Ausbildung

SEEDORF. Mehr als 4000 Euro hat
ein angeblicher Mitarbeiter des
Software-Herstellers Microsoft
am Mittwoch ergaunert. Der
Mann hatte sich am Vormittag te-
lefonisch bei einem älteren Ehe-
paar gemeldet. Unter dem Vor-
wand, eine Systemumstellung
vornehmen zu müssen, verschaff-
te sich der Unbekannte einen
Fernzugriff auf den Computer der
Eheleute. Damit öffneten sie ihm
Tür und Tor für ihre sensiblen
Bank- und Zugangsdaten. In der
Folge veranlasste der falsche Mi-
crosoftmann sechs Überweisun-
gen. Die Polizei empfiehlt vor al-
lem älteren Menschen, sich nicht
auf derartige Telefonate mit an-
geblichen Computerfachleuten
und falschen Polizeibeamten ein-
zulassen und stattdessen die örtli-
che Polizei um Rat zu bitten.

Mann ergaunert 4000 Euro

Älteres Ehepaar
betrogen

Malwine nimmt
Landleben
aufs Korn
18 |Tarmstedt


